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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Nationalrat abgelehnt wurde hingegen eine Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) mit der
Forderung nach einer unverzüglichen Beteiligung der Schweiz am Kulturprogramm der
EU. Die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Programms würde den Austausch mit der
europäischen Kulturszene intensiieren, es Schweizer Kulturschaffenden aber auch
ermöglichen, von EU-Fördergeldern zu profitieren. Der Vorstoss erhielt fast
ausschliesslich Unterstützung aus dem links-grünen Lager und wurde nicht
überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI

Gute Dienste

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit den parteiübergreifend
gleichlautenden Motionen Flach (glp, AG; Mo. 19.4319), Mazzone (gp, GE; Mo. 19.4034;
von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) übernommen), Barazzone (cvp, GE; Mo. 19.4033;
von Vincent Maitre (mitte, GE) übernommen), Fluri (fdp, SO; Mo. 19.4037), Sommaruga
(sp, GE; Mo. 19.4035; von Mattea Meyer (sp, ZH) übernommen) und Quadranti (bdp, ZH;
Mo. 19.4036; von Irène Kälin (gp, AG) übernommen). Diese forderten eine Beteiligung
der Schweiz am Verteilungsmechanismus der «Koalition der Willigen». Nationalrat
Maitre lobte den flexiblen und pragmatischen Charakter des Verteilmechanismus, bei
dem Länder eigene Aufnahmekriterien festlegen und diese dem EASO melden können.
Da die Teilnahme nicht verbindlich sei, müsse man auch keine Anpassung im Asylrecht
vornehmen. Katharina Prelicz-Huber insistierte, dass man nicht auf eine Lösung im
Rahmen des Dublin-Abkommens warten könne, «während weiterhin Tausende von
Menschen ertrinken», auch wenn der Bundesrat ad-hoc-Lösungen nicht gerne sehe.
Kurt Fluri, der nach eigener Aussage spontane Lösungen ebenfalls ablehne, kritisierte,
dass noch immer keine gesamthafte Lösung im Rahmen des Dublin-Systems absehbar
sei. Da sich die Schweiz aber bereits an den Verteilungsabläufen beteilige, wäre die
Annahme der Motion nur symbolisch, weshalb er seine Motion zurückziehe. Bundesrätin
Keller-Sutter wies darauf hin, dass sich die meisten EU-Staaten nie an der «Koalition
der Willigen» beteiligt hätten und sich unterdessen selbst anfängliche Befürworter
aufgrund der enttäuschenden Resultate daraus zurückgezogen hätten. Man wolle das
Dublin-System nicht unterlaufen, indem Menschen ohne Chance auf Asyl auf
verschiedene Länder verteilt würden.
Der Nationalrat lehnte die fünf verbleibenden Motionen mit 97 zu 92 Stimmen ab. SP,
Grüne und Grünliberale stimmten dafür, während sich die SVP und die FDP einstimmig
dagegen aussprachen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten, wobei eine Mehrheit
die Vorstösse ablehnte. 2

MOTION
DATUM: 21.09.2021
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine
Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) an, die den Bundesrat beauftragt, vermehrt
Teilzeitstellen auf allen Ebenen und Hierarchiestufen der Bundesverwaltung sowie
Jobsharing-Angebote zu schaffen. Der Ständerat stimmte der Motion in leicht
abgeschwächter Form auch zu. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2009
NATHALIE GIGER
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Noch bevor fünf lateinischsprachige Kantone, darunter das Tessin, ihre Offensive für
tiefere Krankenkassenprämien gestartet hatten, welche das Parlament in der ersten
Hälfte des Jahres 2021 bereits zu behandeln begonnen hatte, reichte Lorenzo Quadri
(lega, TI) im September 2019 seine Motion für einen obligatorischen Abbau
übermässiger Reserven der Krankenversicherer ein. Demnach sollten zu hohe
erhobene Krankenkassenprämien durch eine Änderung der KVAV obligatorisch an die
Versicherten in denjenigen Kantonen zurückbezahlt werden müssen, in denen sie
erhoben worden waren. Es soll hingegen keine Verteilung an alle Versicherten einer
Versicherung unabhängig der Herkunft der Reserven mehr möglich sein. Der Bundesrat
verwies in seiner ablehnenden Stellungnahme auf die Unsicherheiten bei der
Festlegung der Prämien im Verhältnis zu den Kosten und erklärte, dass die Reserven
2018 im Verhältnis zur Risikodeckung erstmals wieder angestiegen seien. Er wolle
verhindern, dass die Versicherungen bei einer entsprechenden Regelung zu hohe
Prämien einforderten, um diese anschliessend marketingwirksam wieder zurückzahlen
zu können. Zudem sei ein kantonaler Reserveabbau nicht möglich, da dies eine
«Kantonalisierung der Reserven» erfordern würde. Gemäss eines Entscheids des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2008 seien die Reserven jedoch national. 
In der Herbstsession 2021 behandelte der Nationalrat die Motion, nachdem der
Bundesrat im April 2021 bereits seine Änderung der KVAV präsentiert hatte. Motionär
Quadri betonte, dass die Verordnungsänderung mit einer freiwilligen Rückzahlung der
Reserven das Problem nicht löse. Vielmehr brauche es eine verbindliche Regelung zur
Rückzahlung an diejenigen Versicherten, welche die überhöhten Prämien bezahlt
hatten. Mit 104 zu 81 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer für
Ablehnung des Vorstosses aus, wobei die Differenzen im Stimmverhalten quer durch
die meisten Parteien verliefen. Nach einem angenommenen Ordnungsantrag von
Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) wiederholte der Rat die Abstimmung, wobei die Motion
neu mit 103 zu 75 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) eine Mehrheit erhielt und angenommen
wurde. Hatten die Grünen die Motion zuvor fast einstimmig abgelehnt, sprachen sie
sich nun mehrheitlich für Annahme aus und verhalfen dem Vorstoss damit zur Annahme
im Erstrat, zumal die Mitglieder der übrigen Fraktionen mehrheitlich bei ihren
Positionen blieben. 4

MOTION
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Vor dem Hintergrund der 2010 durch die Stimmbürgerschaft angenommenen 4.
Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes und des immer noch hohen Defizits
der Arbeitslosenversicherungskasse überwiesen die Räte im Berichtsjahr eine Motion
der Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Nationalrats, welche eine
raschere Sanierung der Arbeitslosenversicherung durch Ausdehnung des
Solidaritätsprozents auch auf Jahreseinkommen über 315‘000 Franken anstrebt. Eine
Minderheit Rime (svp, FR) hatte sich für eine Ablehnung der Motion eingesetzt, mit dem
Argument, sie widerspreche dem in der Abstimmung ausgedrückten Volkswillen. Einer
im Nationalrat parallel behandelten parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber (gp, ZH)
(Pa. Iv. 10.491), die eine Deplafonierung der Lohnbeiträge forderte, wurde dagegen
keine Folge gegeben. 5

MOTION
DATUM: 13.03.2012
FLAVIA CARONI

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschädigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, gemäss der die
Kurzarbeitsentschädigung für Einkommen bis CHF 4'000 während der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man müsse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrängt» würden. Ähnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.
Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE würde die
entsprechenden Ausgaben um schätzungsweise 3 Prozent erhöhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkünfte aus Zwischenbeschäftigungen während dem KAE-Bezug bei der

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Kurzarbeitsentschädigung nicht mehr abgezogen würden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen über ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern könnten. 
In der Herbstsession 2020 wies der Ständerat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei könne man überprüfen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhöhung der KAE für tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Überweisung an die Kommission
beantragt hatte. 6

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Les conditions pour le regroupement familial dans le droit d'asile sont, selon Lisa
Mazzone (pes, GE), trop strictes. Pour les personnes dont le statut de réfugié-e a été
reconnu (permis B), les membres de la famille nucléaire (conjoint-e et enfant-s mineur-
e-s) peuvent venir en Suisse sans délai. Il est nécessaire, pour les personnes au
bénéfice d'une admission provisoire (permis F), d'être indépendantes financièrement,
de pouvoir offrir à leur famille un logement approprié et enfin d'observer une période
de carence de trois ans pendant laquelle la famille n'a pas le droit de venir en Suisse.
Estimant que ces règles contreviennent durement au droit constitutionnel à la famille,
la conseillère Mazzone demande, via une motion, la suppression du délai et des
obstacles financiers au regroupement familial pour les détenteur-ices de permis F et
l'élargissement de la notion de famille au-delà du noyau, afin d'y inclure les parents,
grands-parents, les petits-enfants et les frères et sœurs pour les deux catégories de
permis. Suite à l'élection de l'écologiste genevoise au Conseil des États, sa camarade
zurichoise Katharina Prelicz-Huber a repris l'objet. Elle l'a défendu en vain en chambre
basse, qui l'a refusé par 117 voix contre 62, sans débat. Le camp vert-rose était seul à se
montrer en faveur de la motion. 7

MOTION
DATUM: 30.10.2020
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Der Ständerat behandelte im März die Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) zur Änderung des
Zivilgesetzbuches, um eine Adoption bereits ab vollendetem 30. Lebensjahr zu
ermöglichen. Die Motionärin argumentierte, dass dies auch schon vor dem bisher
geltenden 35. Lebensjahr möglich sein solle und dass die bestehende Regelung viele
Paare unnötig lange auf eine Adoption warten lasse. Der Nationalrat hatte der Motion
bereits 2009 zugestimmt. Der Ständerat folgte der Empfehlung seiner
Rechtskommission und nahm das Geschäft in leicht abgeänderter Form an. Der
Bundesrat wurde beauftragt, das Adoptionsalter herunterzusetzen, der Ständerat
verzichtete aber auf die explizite Definition einer Altersgrenze im Motionstext. Diese
Version wurde im Dezember vom Nationalrat mit 116 zu 45 Stimmen angenommen.
Gleichzeitig wurde eine parlamentarische Initiative John-Calame (gp, NE) mit ähnlichem
Inhalt zurückgezogen. 8

MOTION
DATUM: 15.12.2011
ANITA KÄPPELI

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Eine Motion Prelicz-Huber (gp, ZH), welche den Bundesrat beauftragt, die
Teilzeitstellen und Jobsharing-Möglichkeiten in der Bundesverwaltung und den
öffentlichen Betrieben auszubauen, wurde im Berichtsjahr von beiden Räten
gutgeheissen. Während der Nationalrat die Motion in ihrer ursprünglichen Fassung – in
der von einem raschen und massiven Ausbau die Rede ist – befürwortete, stimmte der
Ständerat einer abgeschwächten Variante zu, mit der bloss ein Ausbau gefordert wird. 9

MOTION
DATUM: 31.12.2009
ANDREA MOSIMANN

National- und Ständerat hatten im Jahr 2009 eine Motion Prelicz-Huber (gp, ZH)
gutgeheissen, die den Bundesrat beauftragt, die Teilzeitstellen und Jobsharing-
Möglichkeiten in der Bundesverwaltung und in den öffentlichen Betrieben auszubauen.
Die Kleine Kammer hatte dabei einer abgeschwächten Variante den Vorzug gegeben, in
der bloss von einem Ausbau und nicht wie ursprünglich vorgesehen von einem „raschen
und massiven“ Ausbau die Rede ist. In der Frühjahrssession des Berichtsjahres
überwies der Nationalrat die Motion in der abgeänderten Form. 10

MOTION
DATUM: 18.03.2010
ANDREA MOSIMANN
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Chancenlos war im Nationalrat hingegen eine Motion Prelicz-Huber (gp, ZH), welche
eine Frauenquote für Verwaltungsräte in Firmen ab einer bestimmten Grösse
gefordert hatte. Sie wurde mit 102 zu 57 Stimmen abgelehnt. Die Medien und die
Öffentlichkeit diskutierten im Berichtsjahr die Einführung von Frauenquoten für
Führungspositionen in der Wirtschaft kontrovers. Angeregt wurde die Debatte durch
die Pläne der EU, eine Frauenquote für die Führungsebene von Unternehmen
einzuführen. 11

MOTION
DATUM: 02.03.2011
ANITA KÄPPELI

1) AB NR, 2011, S. 1040.
2) AB NR, 2021, S. 1743 ff.
3) AB NR, 2009, S. 1545; AB SR, 2009, S. 1067 ff.
4) AB NR, 2021, S. 1664 f.
5) AB NR, 2012, S. 390 ff.; AB SR, 2012, S. 882 f.; AB NR, 2012, S. 390 ff.
6) AB SR, 2020, S. 1043
7) BO CN, 2020, p. 2080
8) AB SR, 2011, S. 197; AB NR, 2011, S. 2093 ff.; TA, 10.3.11; Presse vom 11.3.11; NZZ, 16.12.11
9) AB NR, 2009, S. 1545; AB SR, 2009, S. 1067 ff..
10) AB NR, 2010, S. 529 f. Siehe auch SPJ 2009, S. 235.
11) AB NR, 2011, S. 114 f.; ; Blick, 21.5.11.
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